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Brandes ist abzusehen, wenn der Täter aus 
eigenem Entschluß den Brand löscht, bevor 
ein weiterer als der durch die bloße In­
brandsetzung verursachte Schaden entstan­
den ist.

§190
Verursachung einer Katästrophengefahr

(1) Wer vorsätzlich Talsperren, Rück­
haltebecken, Schleusen, Wehre oder andere 
Einrichtungen oder Anlagen, die dem Schutz 
vor Naturgewalten dienen, zerstört, beschä­
digt oder in sonstiger Weise für ihre Zwecke 
unbrauchbar macht und dadurch fahrlässig 
eine Gemeingefahr verursacht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren bestraft.

(2) Wer durch die Tat vorsätzlich eine 
Gemeingefahr oder fahrlässig außerordent­
lich schwerwiegende Folgen verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe nicht unter zwei 
Jahren bestraft.

(3) Im Fall der vorsätzlichen Herbeifüh­
rung einer Gemeingefahr gemäß Absatz 2 
sind Vorbereitung und Versuch, in allen an­
deren Fällen ist der Versuch strafbar.

§191
Beeinträchtigung der Brand­

oder Katastrophenbekämpfung

Wer vorsätzlich
1. Warn-, Melde- oder Alarmanlagen 

oder andere Elinrichtungen oder Geräte, die 
der Brand- oder Katastrophenbekämpfung 
dienen, zerstört, beschädigt, mißbräuchlich 
benutzt, entfernt, zweckwidrig mit ihnen 
umgeht oder ihre Benutzung auf andere 
Weise erschwert oder verhindert;

2. Not- oder Sicherheitszeichen oder die 
dafür festgelegten Frequenzen mißbräuch­
lich 'benutzt;

3. gesetzlichen Bestimmungen oder Wei­
sungen' zuwiderhandelt, die der Verhütung 
oder Bekämpfung von Katastrophen dienen, 
und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig 
Maßnahmen zur Verhütung oder Bekämp­
fung von Bränden oder Katastrophen be­
einträchtigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft oder von einem gesellschaft­
lichen Organ der Rechtspflege zur Verant­
wortung gezogen.

Anmerkung: Handlungen, die Maßnah­

men zur Verhütung oder Bekämpfung von 
Bränden oder Katastrophen geringfügig be­
einträchtigen, können als Ordnungswidrig­
keit verfolgt werden.

Hinweis: Vgl. § 13 der VO vom 13. 1. 1971 
über die Verhütung und Bekämpfung von 
Katastrophen (GBl. II Nr. 16 S. 117); § 15 der 
VO über Ordnungswidrigkeiten, abgedr. 
unter Reg.-Nr. 12; §20 des Brandschutz­
gesetzes vom 19. 12. 1974 (GBl. I Nr. 62
S. 575).

§192
Gemeingefahr

Gemeingefahr ist eine unmittelbare Ge­
fahr für das Leben oder die Gesundheit von 
Menschen oder für bedeutende Sachwerte. 
Eine Gemeingefahr liegt auch vor, wenn die 
lebenswichtige Versorgung der Bevölkerung 
erheblich beeinträchtigt ist.

2. Abschnitt 
Straftaten gegen den Gesundheits­

und Arbeitsschutz

§193
Verletzung der Bestimmungen

des Gesundheits- und Arbeitsschutzes

(1) Wer als Verantwortlicher für die 
Durchsetzung und Durchführung des Ge­
sundheits- und Arbeitsschutzes vorsätzlich 
oder fahrlässig in seinem Verantwortungs­
bereich ihm obliegende gesetzliche oder 
berufliche Pflichten verletzt und dadurch 
fahrlässig eine unmittelbare Gefahr für das 
Leben oder eine erhebliche unmittelbare 
Gefahr für die Gesundheit verursacht oder 
zuläßt, wird mit Verurteilung auf Bewäh­
rung, Geldstrafe oder mit öffentlichem Ta­
del bestraft oder von einem gesellschaftli­
chen Organ der Rechtspflege zur Verant­
wortung gezogen.

(2) Wer durch die Handlung einen erheb­
lichen Gesundheitsschaden oder den Tod 
eines Menschen fahrlässig verursacht, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Verurteilung auf Bewährung bestraft.

(3) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden 

oder
2. die fahrlässige Tötung auf einer rück­

sichtslosen Verletzung der Bestimmungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes be-


